
• Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 8 

Aktenzeichen: BKB-19/01788-01 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG, § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a und§ 5 ARegV 

wegen 	 Genehmigung des Regulierungskontosaldos 2018 und der Ver­

teUung durch Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der 

Kalenderjahre 2020 bis 2022 

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg, 

die Beisitzerin Dr. Ursula Heimann 

und den Beisitzer Wolfgang Wetzl, 

auf Antrag der NEW Netz GmbH, Nikolaus-Becker-Straße 28-34, 52511 Geilenkir­

chen, vertreten durch die Geschäftsführung 

- Antragstellerin ­
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am 21 .05.2021 beschlossen: 

1. 	Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin für das Jahr 2018 sowie 

die Verteilung durch Zu- bzw. Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen der Kalenderjahre 2020 bis 2022 werden gemäß Anlage 1 

dieses Beschlusses genehmigt. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2. 	Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

Gründe 

1. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 27.06.2019 einen Antrag auf Genehmi

gung der Zu- bzw. Abschläge aus dem Regulierungskonto des Jahres 2018 gemäß 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 ARegV gestellt. 

Am 13.06.2019 hat die Beschlusskammer eine vorläufige Anordnung hinsichtlich 

des Regulierungskontos des Kalenderjahres 2018 sowie der Verteilung durch Zu

bzw. Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2020 bis 

2022 erlassen. 

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin gemäß§ 67 Abs. 1 EnWG mit Schrei

ben vom 25.06.2020 und 29.10.2020 Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsich

tigten Entscheidung der Beschlusskammer zu äußern. Die Antragstellerin hat unter 

anderem mit Schreiben vom 23.07.2020 und 20.11 .2020 Stellung genommen. Am 

29.04.2021 wurde ergänzend ein abschließendes Anhörungsgespräch durchge­

führt. 

Die Antragstellerin trägt in ihren Stellungnahmen insbesondere vor, dass sie die 

Berechnung der Kostendifferenzen nach § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV, die sich durch 

Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer im Bereich des konventionellen Mess

stellenbetriebs ergeben, im Gegensatz zur Beschlusskammer auf Basis eines Mit­

telwertes der abgegangenen Zähler ermitteln würde. Außerdem erscheine statt des 

­

­

­

­

­
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von der Beschlusskammer angesetzten Abschmelz1ungsfaktors von-ein Ab­

schmelzungsfaktor von-im individuellen Fall der Antragstellerin richtig. 

Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat, 

wurde gemäß § 55 Abs. 1 EnWG über die Einleitung des Verfahrens informiert. Das 

Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehörde wurden gemäß § 58 Abs.1 

S. 2 EnWG beteiligt. 

Im Übrigen wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 

II. 

1. 	 Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 und 3 EnWG die zuständige 

Regulierungsbehörde. 

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

2. 	 Ermittlung der Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen 

der Jahre 2020 bis 2022 nach § 5 Abs. 3 ARegV 

2.1 Ermächtigungsgrundlage 

Die Genehmigung der Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Antragstel­

lerin für die Jahre 2020 bis 2022 erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG, § 32 

Abs. 1 Nr. 1 und 2 i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, § 5 ARegV. 

Die Regulierungsbehörde genehmigt gemäß § 5 Abs. 3 ARegV Zu- bzw. Abschläge 

auf die Erlösobergrenzen der Antragstellerin für die Jahre 2020 bis 2022, die sich 

aus dem Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 ergeben. Die ermittelten 

Differenzen nach § 5 Abs. 1 ARegV und die Zu- und Abschläge sind gemäß § 5 

Abs. 2 ARegV zu verzinsen. 

Für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die entsprechenden Erlösobergren­

zen wird zunächst der Saldo zum 31.12.2018 ermittelt. Dieser wird sodann um ein 

Jahr aufgezinst, um zu berücksichtigen, dass die Auflösung des Regulierungskon­

tosaldos erst im Jahre 2020 beginnt. 
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Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2018 erfolgt in drei gleichmäßi­

gen Raten ab dem Jahr 2020. Zusätzlich erfolgt gemäß§ 5 Abs. 3 S. 3 ARegV eine 

Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich gebundenen Saldos 

nach § 5 Abs. 2 ARegV. Der Zinssatz für die Aufzinsung im Jahr 2019 und im ge­

samten Auflösungszeitraum entspricht dem 10-jährigen Durchschnitt der von der 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpapiere inlän­

discher Emittenten" der Kalenderjahre 2009 bis 2018 in Höhe von 1,34 Prozent. 

2.2 Positionen im Regulierungskonto 

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 

ARegV. Für den Elektrizitätsbereich sind dies im Einzelnen: 

a) die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwick­

lungen erzielbaren Erlösen, 

b) 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der Erlösobergrenze 

diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, 

c) 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 

Abs. 5 ARegV i.V.m. der Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5 

ARegV zur Berücksichtigung von Verlustenergiekosten in der zweiten Regu­

lierungsperiode und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

Ansätzen bzw. der entsprechenden freiwilligen Selbstverpflichtung nach§ 11 

Abs. 4 S. 2 ARegV sowie 

d) die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungser­

bringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die 

Messung gehört, und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

Ansätzen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der Anschluss­

nutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchge­

führt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Mess­

stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsys-
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temen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. In das Regulie­

rungskonto wird auch die Differenz einbezogen, die durch Maßnahmen des 

Netzbetreibers im Zusammenhang mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 

EnWG in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 MsbG verursacht 

wird, soweit der Netzbetreiber für die Durchführung zuständig war. 

2.3 	 Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlö­

sen 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung er­

zielbaren Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. Die angepasste Erlösober­

grenze wird in den Anlagen 3a bis c der von der Antragstellerin angepassten Er­

lösobergrenze gegenübergestellt. 

Die in den Einzelbestandteilen der Erlösobergrenze gegenüber dem Ansatz der An­

tragstellerin ermittelten Differenzen ergeben sich ebenfalls aus den Anlagen 3a bis 

c. 

2.3.1 	 Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß§ 4 ARegV. Dabei sind die gemäß 

§ 4 Abs. 1 und 2 ARegV bestimmten Erlösobergrenzen nach Maßgabe von § 4 

Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich von der Antragstellerin anzupassen. 

Dies umfasst insbesondere die zulässige Anpassung der jeweiligen kalenderjährli­

chen Erlösobergrenze in Folge von Änderungen des Verbraucherpreisgesamtinde­

xes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) sowie Änderungen von dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 6a, 8, 8b bis 

11 , 12a bis 13 und 17 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 ARegV). 

Kosten oder Erlöse aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter 

Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), der Nachrüstung gemäß der 

Systemstabilitätsverordnung (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 ARegV), genehmigten 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), der 

Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 2a ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a 
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ARegV, aus vermi!edenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der 

Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und Baukostenzuschüssen (§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV) sowie aus Entschädigungen nach§ 15 Abs. 1 EEG, die 

die Voraussetzung1en des § 15 Abs. 2 EEG erfüllen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV 

können auf Basis von Planwerten angepasst werden und fließen im Rahmen eines 

Plan-lst-Abgleichs in das Regulierungskonto ein. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 

Abs. 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV in analoger Anwendung erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag der Antragstellerin gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

und 2 ARegV Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen 

Anträgen nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) und einer nicht 

zumutbaren Härte (Härtefall) gewährt werden. Die Anpassung aufgrund eines vor­

herigen Saldos eines Regulierungskontos erfolgt nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 a, S. 3 

ARegV. 

Eine weitere Anpassung der Erlösobergrenze ist gemäß § 4 Abs. 5 ARegV nach 

Maßgabe des § 19 ARegV (Qualitätselement) mögliclh. 

Die Antragstellerin hat unter dem Aktenzeichen BKS-16/1788-13 einen öffentlich­

rechtlichen Vertrag mit der Bundesnetzagentur geschlossen. Durch diesen Vertrag 

wurden die der jährlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legenden Beträge geändert. 

Diese Beträge sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit den erzielbaren Erlö­

sen zu berücksichtigen. Zur Bestimmung der zulässigen Erlöse ist somit generell 

auf die vor Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages ursprünglich festgelegten 

bzw. nach § 4 Abs. 3 und 4 ARegV angepassten kalenderjährlichen Erlösobergren­

zen abzustellen. 

In der Anlage 3a erfolgt jedoch unter „Sonstiges" der Ausweis eines Anpassungs­

betrages aus technischen Gründen bei den zulässigen Erlösen und nicht bei den 

erzielbaren Erlösen. 

Eine Änderung der Erlösobergrenzen erfolgte bei der Antragstellerin auch aufgrund 

von Teilnetzübergängen nach§ 26 Abs. 2 bis 5 ARegV. Die zu berücksichtigenden 

Teilnetzübergänge sind in Anlage 3c ausgewiesen. Die Beschlusskammer hat die 
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Teilnetzübergänge mit den Aktenzeichen BK8-16/3764-74, BK8-16/3764-75 und 

BK8-18/01788-71 berücksichtigt. Die Abweichungen zu den von der Antragstellerin 

ang~zeigten Beträgen resultieren zum einen aus, von den Beschlüssen BKB­

16/3764-74 und BKS-16/3764-75 abweichenden, Beträgen für den Erweiterungs­

faktor. Des Weiteren hat die Antragstellerin beim Netzübergang mit dem Aktenzei­

chen BK8-18/01788-71 im Gegensatz zur Beschlusskammer die Anpassung der 

volatilen Kosten nicht berücksichtigt. Insgesamt kommt es zu einer Abweichung bei 

den Teilnetzübergängen nach§ 26 Abs. 2 bis 5 ARegV in Höhe von­

2.3.1.1 	 Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 

ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze ist die Änderung des Verbraucher­

preisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist für das Jahr 

2018 gemäß§ 8 S. 2 ARegV der Verbraucherpreisgesamtindex des Jahres 2016 in 

Höhe von 107,40 zu verwenden. 

2.3.1.2 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenan­

teilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1, 3, 7, 8b bis 12a und 14 

sowie S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV) 

Kosten oder Erlöse aus gesetzlichen Abnahme- und Vergütungspflichten (Nr. 1 ), 

Betriebssteuern (Nr. 3), Mehrkosten für die Errichtung, Zahlungen an Städte oder 

Gemeinden nach Maßgabe von§ 5 Abs. 4 StromNEV (Nr. 8b), betrieblichen und 

tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, 

soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2008 abgeschlossen worden sind 

(Nr. 9), der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs- und Personalratstätigkeit 

(Nr. 10), der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von 

Betriebskindertagesstätten für Kinder der im Netzbereich beschäftigten 

Betriebsangehörigen (Nr. 11 ), Forschung und Entwicklung nach Maßgabe des § 

25a ARegV (Nr. 12a) sowie Kosten und Erlöse nach § 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV 

wurden vom Netzbetreiber gemäß§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV jeweils auf 

die im vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten angepasst. 
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2.3.1.3 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenan­

teilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13, 16 und 17 

ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 N·r. 2, 2. HS ARegV) 

Kosten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV}, für die Nachrüstung aufgrund der 

Systemstabilitätsverordnung (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 ARegV), aus genehmigten 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), der 

Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a ARegV), 

aus vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der Auflösung 

von Netzanschlusskostenbeiträgen und Baukostenzuschüssen(§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 

13 ARegV), sowie aus Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die 

Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 EEG erfüllen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV) 

wurden vom Netzbetreiber auf Basis von Plankosten gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 

ARegV angepasst 

2.3.1.4 Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erwei-terungs­

faktor) gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) 

gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-17/1788-21 ). 

Daher ist diese Anpassung bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in 

der Anlage 3a berücksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskam­

mer ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der An­

lage 3a zu entnehmen. 

2.3.1.5 	 Anpassung nach Maßgabe des § 5 ARegV (Saldo des Regu­

lierungskontos) gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des§ 5 ARegV gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr. 1 a ARegV angepasst. Hinsichtlich der Kalenderjahre 2013 bis 2016 erfolgten 

durch die Beschlusskammer zunächst eine vorläufige und schließlich eine endgül­

tige Bestimmung der Salden und der Verteilung auf sechs Kalenderjahre durch Zu­

und Abschläge aufi die Erlösobergrenze gern. § 34 Abs. 4 ARegV (Az. jeweils BK8­

17 /1788-01 ). Maßgeblich für die Bestimmung der zulässigen Erlöse für den Saldo 

des Jahres 2018 ist der endgültige durch die Beschlusskammer festgelegte Zu-
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bzw. Abschlag. Etwaige Abweichungen des von der Beschlusskammer festgestell­

ten Auflösungsbetrag aus dem Regulierungskontosaldo 2013 bis 2016 zu den An­

gaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 3a zu entnehmen. Der in der 

Anlage 3a ausgewiesene Wert enthält zudem den Saldo des Regulierungskontos 

für die Jahre 2009 bis 2012, der mit der Festlegung der Erlösobergrenzen für die 

zweite Regulierungsperiode bestimmt wurde. 

Die Antragstellerin hat den von ihr ermittelten Auflösungsbetrag für die Regulie­

rungskonten der Kalenderjahre 2013 bis 2016 in Höhe von unter der 

Position Sonstiges erfasst. Der von der Beschlusskammer festgestellte Auflösungs­

betrag aus dem Regulierungskontosaldo 2013 bis 2016 in Höhe von 

wird hingegen unter der Position Saldo Regulierungskonto erfasst. 

2.3.1.6 	 Anpassung nach Maßgabe des § 19 ARegV (Qualitätsele­

ment) gemäß § 4 Abs. 5 ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 19 ARegV (Qualitätselement) 

gemäß § 4 Abs. 5 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-18/1788-81 ). Daher ist 

diese Anpassung bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in der 

Anlage 3a berücksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskammer 

ermittelten Wertes. zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 

3a zu entnehmen. 

2.3.1.7 	 Effizienzwert 

Der vom Netzbetreiber angegebenen Wert weicht in den Nachkommastellen vom 

Wert der Beschlusskammer ab. Die Beschlusskammer 8 berücksichtigt einen Effi­

zienzwert in Höhe von 93,60 % (mit zwei Nachkommastellen). Infolgedessen kommt 

es zu Abweichungen bei den vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten im Jahr 

2018. 

2.3.1.8 	 Volatile Kosten 

Der Netzbetreiber hat in seinem am 05.02.2018 übermittelten Erhebungsbogen in 

dem Tabellenblatt zu den volatilen Kosten von den Daten der Beschlusskammer 

abweichende Angaben in Höhe von-gemacht. Die Beschlusskammer legt die 
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im Beschluss mit dem Aktenzeichen BK8-12/1788-21 festgelten volatilen Kostenan­

teile in der Ausgangsbasis sowie die entsprechende Verlustenergiemenge bei ihrer 

Berechnung zu Grund. 

2.3.2 Erzielbare Erlöse 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen den nach§ 4 ARegV zu­

lässigen Erlösen und den von der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tat­

sächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen im Regulierungskonto zu erfas­

sen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsächlich im jeweiligen 

Jahr durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerten mit den zuvor im Rahmen 

der Verprobungsrechnung gemäß § 20 StromNEV ermittelten Entgelten. Bei der 

Bestimmung der erzielbaren Erlöse ist somit auf die tatsächlich physikalisch durch­

geleiteten Mengen und die in Anspruch genommenen Leistungen abzustellen, un­

abhängig davon, ob Forderungen uneinbringlich waren oder Rabatte gewährt wur­

den. 

Die Antragstellerin hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderli­

chen tatsächlich errzielbaren Erlöse des abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen 

der Antragstellung der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich die 

in Anlage 2 dargestellten erzielbaren Erlöse.Die Antragstellerin hat unter dem Ak­

tenzeichen BK8-16/1788-13 zur Umsetzung höchstrichterlicher Rechtsprechung ei­

nen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit der Bundesnetzagentur geschlossen. Durch 

diesen Vertrag wurden die der jährlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legenden 

Beträge geändert. Diese Beträge sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit den 

erzielbaren Erlösen zu berücksichtigen. Dementsprechend sind die erzielbaren Er­

löse der Antragste~lerin um die sich aus dem öffentlich-rechtlichen Vertrag ergeben­

den Beträge zu korrigieren. 

2.3.2.1 Kommunalrabatt 

Der Netzbetreiber hat im Kalenderjahr 2018 einen Kommunalrabatt in Höhe von 

26.513 € für Messstellenbetrieb, Messung und Abrechnung sowie für gesetzliche 

Umlagen bei den erzielbaren Erlösen geltend gemacht. Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 
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KAV dürfen Versorgungsunternehmen Gemeinden Preisnachlässe für den in der 

Niederspannung abgerechneten Eigenverbrauch der Gemeinde in Höhe von bis zu 

10 Prozent des Rechnungsbetrages für den Netzzugang gewähren, sofern diese 

Preisnachlässe in der Rechnung offen ausgewiesen werden. Gemäß § 17 Abs. 2 

StromNEV setzt sich das Netzentgelt pro Entnahmestelle, d.h. der in§ 3 Abs. 1 Nr. 

1 KA V in Bezug genommene Rechnungsbetrag für den Netzzugang, nur aus dem 

Jahresleistungs- und dem Arbeitspreis zusammen. Demzufolge werden die Preis­

nachlässe auf Entgelte für Messstellenbetrieb, Messung und Abrechnung sowie ge­

setzliche Umlagen in Höhe von-nicht erlösmindernd berücksichtigt. 

2.4 Differenz aus Kosten nach§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 

und 17 ARegV 

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 01. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung 

von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 

6a, 8, 13 und 17 ARegV auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze 

Anwendung finden soll. 

Die diesbezüglich in dem jeweiligen Erlösobergrenzenjahr enthaltenen Planansätze 

sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten gegenüberzustel­

len. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß§ 5 Abs. 1 S. 2 

ARegV zu berücksichtigen. 

Die Antragstellerin hat die tatsächlich entstandenen Kosten und Erlöse gemäß § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV aus 

a) der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen, 

b) der Nachrüstung nach SysStabV, 

c) genehmigten Investitionsmaßnahmen nach§ 23 ARegV, 

d) der Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV, 

e) vermiedenen Netzentgelten, 
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1 Bei der Bestimmung der auszuzahlenden vermiedenen Netzentgelte ist ab dem Kalenderjahr 2018 nach 
Maßgabe des§ 18 StromNEV i.V.m. § 120 EnWG das Schattenpreisblatt des jeweiligen vorgelagerten Netz­
betreibers zu Grunde zu legen (vgl. Hinweise der Beschlusskammer 8 zur Anpassung der Erlösobergrenze). 
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f) der Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und 

Baukostenzuschüssen, 

g) Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen des 

§ 15 Abs. 2 EEG erfüllen, 

übermittelt.1 

In der Anlage 2 werden diese Werte den von der Beschlusskammer ermittelten 

Werten gegenübergestellt. 

2.5 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den 

in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu­

lierungskonto darüber hinaus die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei 

effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu 

dem auch die Messung gehört, und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich ent­

haltenen Ansätzen einbezogen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl 

der Anschlussnutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber 

durchgeführt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Mess­

stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen 

im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 4 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu­

lierungskonto auch die Differenz einbezogen, die durch Maßnahmen des Netzbe­

treibers im Zusammenhang mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 EnWG in Ver­

bindung mit § 55 Abs 1 Nr. 4 oder Abs. 2 des MsbG verursacht wird, soweit der 

Netzbetreiber für die Durchführung zuständig war. 

Nach§ 7 Abs. 2 MsbG sind die Kosten des Messstellenbetriebs von modernen Mes­

seinrichtungen und intelligenten Messsystemen nicht mehr in der Erlösobergrenze 



und den Netzentgelten des Netzbetreibers zu berücksichtigen, sondern dem grund­

zuständigen Messstellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelligente 

Messsysteme zuzuordnen. Die Kosten für die Abrechnung der Netznutzung von 

modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen verbleiben beim 

Netzbetreiber und sind weiterhin Bestandteil der Netzentgelte. 

In das Regulierungskonto sind gemäß§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV Kostendifferenzen 

einzubeziehen, die sich durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer im Bereich 

des konventionellen Messstellenbetriebs ergeben. Durch den Austausch von kon­

ventionellen Messeinrichtungen gegen moderne Messeinrichtungen und intelligente 

Messsysteme reduziert sich die Anzahl der Anschlussnutzer, die dem Bereich des 

konventionellen Messstellenbetriebs und damit dem Netzbetreiber zuzuordnen 

sind , während die Anzahl der Anschlussnutzer, die vom grundzuständigen Mess­

stellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme be­

treut werden, steigt. Folglich reduzieren sich die Kosten des Netzbetreibers für den 

konventionellen Messstellenbetrieb im Vergleich zu den in der Erlösobergrenze ent­

haltenen Ansätzen. 

Die Antragstellerin hat die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstel­

lenbetrieb übermittelt. Hiernach haben sich Differenzen ergeben. Diese Werte wer­

den in der Anlage 4 den von der Beschlusskammer geprüften Werten gegenüber­

gestellt. 

Hierbei hat die Beschlusskammer in einem ersten Schritt die Differenz der Zahl der 

Anschlussnutzer, bei denen der Zähler durch eine moderne Messeinrichtung im 

Sinne des§ 2 Nr. 15 MsbG i.V.m. § 61 Abs.1 Nr. 4 MsbG (Speichertiefe für moderne 

Messeinrichtungen) oder ein intelligentes Messsystem im Sinne des§ 2 Nr. 7 MsbG 

ersetzt wurde, ermittelt. Dabei wurde der Anfangsbestand der intelligenten Mess­

systeme und moderner Messeinrichtungen mit „O" angesetzt. Damit wird sicherge­

stellt, dass die Gesamtzahl der intelligenten Messsysteme und moderner Messein­

richtungen, die bis zum 31.12.2018 eingebaut wurden, zu einer Verringerung der 

Erlösobergrenze führt. 

Anschließend wird diese Differenz mit dem Preis für den Eintarifzähler (Haushalts­

zähler) multipliziert. Dieser Wert fließt als Kostenminderung in die Ermittlung des 

Seite 13 von 23 



Regulierungskontosaldos ein. Die Zähler, die aus der Erlösobergrenze herausfallen, 

werden dabei pauschal mit dem günstigsten Preis für den Messstellenbetrieb und 

die Messung bewertet. 

Aufgrund des frühen Stadiums des Rollouts und zahlreicher offener Fragen erkennt 

die Beschlusskammer ohne weiteren Nachweis bis zu 25 % der Kosten für an den 

grundzuständigen Messstellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelli­

gente Messsysteme abgehende Kosten als Systemkosten des Netzbetreibers an, 

die nicht aus den Erlösobergrenzen herausgelöst werden. Anhand dieser Pau­

schale wird einerseits berücksichtigt, dass ein großer Teil der Kosten einer ausge­

tauschten Messeinrichtung beim Netzbetrieb nicht mehr anfällt, andererseits ge­

wisse Kosten beim Netzbetreiber zumindest vorübergehend verbleiben können. Die 

Beschlusskammer behält sich vor, in Folgejahren insbesondere aufgrund neuer Er­

kenntnisse bei der künftigen Bestimmung von Regulierungskontosalden auch ab­

weich~nde Prüfansätze zu wählen. Angesichts der möglichen gemeinsamen Wahr­

nehmung der Marktrollen des Verteilernetzbetreibers und grundzuständigen Mess­

stellenbetreibers für moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme 

sind Schlüsselungen der Kosten auf beide Rollen möglich. Es sind EDM- und Zäh­

lermanagementsysteme am Markt verfügbar, die aufgrund der nicht erforderlichen 

informatorischen Entflechtung zwischen den Marktrollen innerhalb des Verteiler­

netzbetreibers auch nicht zu zusätzlichen Lizenzgebühren o.ä. führen. 

Die Antragstellerin trägt in ihrer Stellungnahme vom 23.07.2020 vor, dass sie sich 

bei ihrer Antragstellung zum Regulierungskonto 2018 für einen vereinfachten An­

satz zur Ermittlung der überzuleitenden Kosten entschieden habe. Abweichend zur 

Vorgehensweise der Beschlusskammer 8 habe die Antragstellerin für die Berech­

nung der aus der Erlösobergrenze herausfallenden Zähler einen Mittelwert aus An­

fangs- und Endbestand des Jahres 2018 herangezogen, da die Umrüstung der 

Messstellen gleichmäßig im laufe des Jahres erfolgt sei. Weiterhin sei als abzu­

schmelzender Betrag je Zähler das letztmalig mit Preisstellung 2016 separat aus­

gewiesene Entgelt für die Ablesung verwendet worden. Hintergrund für dieses Vor­

gehen sei die Annahme, dass der Charakter der ehemaligen Ableseentgelte als va­

riabel angesehen werden könne. Dem gegenüber würden die Messstellenbe-
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triebsentgelte (ohne Ablesung) - soweit der Betrachtungshorizont einer Regulie­

rungsperiode nicht überschritten wird - zu weit überwiegenden Teilen fixe oder 

sprungfixe Komponenten beinhalten. Vor diesem Hintergrund ermittelte die Antrag­

stellerin den abzuschmelzenden Betrag zunächst wie folgt: 

Mittelwert Bestand mME der Stichtage Preis für Ablesung gern. _ Betrag der Abschmelzung 
31.12.2017 und 31 .12.2018 Preisstellung 2016 für das Jahr 2018 

In der Stellungnahme teilte die Antragstellerin des Weiteren mit, sie habe seit der 

Antragstellung das genehmigte Ausgangsniveau für den Bereich des Messstellen­

betriebs einer Analyse unterzogen. Hierbei sei kostenartenscharf untersucht wor­

den, welchen Einfluss die Umrüstung von Messstellen auf die jeweiligen Kostenar­

ten habe. Anhand dieser Basis habe man im weiteren Verlauf eine Klassifizierung 

in variable und fixe/ sprungfixe Bestandteile vorgenommen. Hiernach erscheine ein 

Abschmelzungsfaktor von.im individuellen Fall des Netzbetreibers richtig. 

Daraufhin hat die Beschlusskammer der Antragstellerin mit Schreiben vom 

29.10.2020 mitgeteilt, dass ein Abweichen von der gegenüber allen Netzbetreibern 

angewendeten Vorgehensweise der Beschlusskammer nur durch eine umfassende, 

nachvollziehbare Datenlieferung möglich ist. Dazu muss der Netzbetreiber sowohl 

die tatsächlichen remanenten Kosten , als auch die tatsächliche Verteilung des Um­

baus der Zähler und Zählertypen über das Jahr darlegen. Ein teilweises Abweichen 

von dem Ansatz der Beschlusskammer und damit eine Optimierung zwischen pau­

schalem Vorgehen ohne Nachweise und einer konkreten Betrachtung ist nicht mög­

lich. Das Vorgehen der Beschlusskammer soll dem Netzbetreiber angesichts des 

erst beginnenden Hochlaufs der Rollouts einen unverhältnismäßigen Arbeitsauf­

wand ersparen und nicht zur Optimierung dienen. 

Damit die Beschlusskammer die individuellen Gegebenheiten eines Netzbetreibers 

berücksichtigen kann, sind detaillierte Begründungen und Nachweise sowohl über 

die tatsächlichen remanenten Kosten, als auch die tatsächliche zeitliche Verteilung 
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des Umbaus der Zähler und Zählertypen über das Jahr darzulegen. Der Antragstel­

lerin wurde mit Schreiben vom 29.10.2020 Gelegenheit gegeben, folgende ergän­

zende Nachweise zu erbringen: 

- Angaben über die tatsächliche Verteilung des Umbaus der Zähler und Zäh­

lertypen über das Jahr 2018 

- Angaben über neue konventionelle Zähler (inkl. RLM) und die diesbezügliche 

Kostenveränderung 

Erläuterung, wie der Abschmelzungsfaktor ermittelt wurde und Vorlage de­

taillierter Nachweise der tatsächlichen remanenten Kosten 

Mit Schreiben vom 20.11 .2020 nahm die Antragstellerin die Gelegenheit wahr und 

hat ergänzende Unterlagen vorgelegt. 

Sie legte eine Einzelaufstellung inkl. Angabe der Zählertypen vor, aus der aus Sicht 

der Antragstellerin hervorgeht, dass sich bei sonst unveränderter Anwendung der 

Berechnungslogik der Bundesnetzagentur (MSB-Entgelt x 0,75) durch die Berück­

sichtigung der konkreten Einbaudaten und Zählertypen ein deutlich geringerer Ab­

schmelzungsbetrag in Höhe von ca. -gegenüber den seitens der Be­

schlusskammer angesetzter 3rgebe. 

Die Antragstellerin erläuterte im Übrigen die Herleitung ihres Abschmelzungsfaktors 

in Höhe von - welcher aus dem Kostenblock für den Messstellenbetrieb inkl. 

Messung als Bestandteil des Ausgangsniveaus für diie 3. Regulierungsperiode ab­

geleitet wurde. Zunächst sei hierbei der Anteil, der auf den Betrieb von RLM-Liefer­

stellen entfällt, anhand der Verhältnismäßigkeiten in der Verprobungsrechnung der 

Messstellenbetriebsentgelte 2018 (Anteil RLM-, bereinigt worden. Hintergrund 

dieser Bereinigung sei die Tatsache, dass der RLM-Bereich aktuell nicht vom 

Rollout intelligenter Messtechnik betroffen sei. Im nächsten Schritt sei dann der An­

teil des SLP-Kostenblocks definiert worden, der als variabel anzusehen sei. Dies 

sei in einigen Bereichen zu-der Fall und wurde in den restlichen Bereichen 

über einen Mengenschlüssel (Anteil mME. ermittelt. Im Ergebnis betrag der An­

teil der variablen Kosten am Gesamtkostenblock demnach ca-
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Die Antragstellerin legte keine detaillierten Nachweise der tatsächlichen remanen­

ten Kosten dar. Sie führte diesbezüglich aus, dass ein detaillierter jährlicher Einzel­

nachweis der jeweiligen Kostenremanenz aufgrund des hohen zeitlichen Aufwands 

für Datenzusammenstellung und - prüfung sowohl für die Regulierungsbehörde als 

auch für die Verteilnetz- bzw. Messstellenbetreiber nicht zielführend erscheine. Al­

lein die Aufbereitung der messstellenscharfen Nachweise des Mengengerüsts sei 

aktuell mit hohem manuellem Aufwand verbunden. 

Die Beschlusskammer hat die Stellungnahmen des Netzbetreibers gewürdigt, eine 

Anpassung der Berechnung erfolgt dadurch aber nicht. Damit die Beschlusskam­

mer die individuellen Gegebenheiten eines Netzbetreibers berücksichtigen kann, 

sind detaillierte Begründungen und Nachweise sowohl über die tatsächlichen rema­

nenten Kosten, als auch die tatsächliche zeitliche Verteilung des Umbaus der Zähler 

und Zählertypen über das Jahr darzulegen. Die Antragstellerin legt zwar umfas­

sende Nachweise für die tatsächliche zeitliche Verteilung des Umbaus der Zähler 

und Zählertypen über das Jahr dar, aber keine Nachweise über die tatsächlichen 

remanenten Kosten. 

Die Methode der Antragstellerin zur Berechnung des Abschmelzungsfaktors in 

Höhe von- beinhaltet aus Sicht der Beschlusskammer Positionen die keine 

remanenten Kosten des Verteilernetzbetreibers darstellen oder nicht ausreichend 

dargelegt wurden. Die Beschlusskammer folgt in den folgenden Punkten dem vor­

gestellten Berechnungsansatz nicht: 

1. Ein Abstellen auf den Kostenblock für den Messstellenbetrieb inkl. Messung im 

Ausgangsniveau aus dem Basisjahr zur Berechnung der tatsächlichen Kosten des 

jeweiligen Kalenderjahres entspricht nicht den Vorgaben des § 5 ARegV. § 5 Abs. 

1 S. 3 ARegV ste~lt auf die tatsächliche Kosten- und Mengenentwicklung des zu 

prüfenden Jahres ab. Das Budget-Prinzip gilt hier nicht. Das Berechnungsverfahren 

der Beschlusskammer dient zwar ebenfalls der Vereinfachung und versucht durch 

einen pauschalen Ansatz die Datenbereitstellung für die Antragstellerin zu verein­

fachen. Das Verfahren stellt aber richtigerweise auf die tatsächlichen Kosten des 

jeweiligen Jahres ab. 
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2. Die Antragstellerin trägt vor, bei ihrer Methode den Anteil , der auf den Betrieb von 

RLM-Lieferstellen entfällt (Anteil-·, bereinigt zu haben, da dieser aktuell nicht 

vom Rollout intelligenter Messtechnik betroffen sei. Bei ihrer Berechnung stellt die 

Antragstellerin allerdings den von ihr berechneten Anteil der variablen Kosten in 

ins Verhältnis zum Gesamtkostenblock in Höhe von 

der weiterhin den Kostenanteil für RLM-Lieferstellen in Höhe ­

€ beinhaltet, und nicht ins Verhältnis zum Gesamtkostenblock der SLP-Lieferstellen 

in Höhe von 

3. Schließlich hat die Antragstellerin die Definition des Anteils des SLP-Kosten­

blocks, der als „variabel" anzusehen ist, nicht nachgewiesen. Dies sei in einigen 

Bereichen zu -der Fall und in den restlichen Bereichen über einen Mengen­

schlüssel (Anteil mME. ermittelt. Die Beschlusskammer kann anhand der von 

der Antragstellerin eingereichten Unterlagen die Klassifizierung in variable und fixe 

/ sprungfixe Kosten und die Schlüsselung nicht nachvollziehen. Es ist nicht ersicht­

lich, warum nur die variablen Kosten aus der EOG herausfallen und dem grundzu­

ständigen Messstellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelligente 

Messsysteme zugeordnet werden, während die fixen / sprungfixen Kosten vollstän­

dig als remanente Kosten des Netzbetreibers angesetzt werden. Auch fixe / sprung­

fixe Kosten können dem grundzuständigen Messstellenbetrieb für moderne Mess­

einrichtungen und intelligente Messsysteme zuzuordnen sein und ggf. über eine 

Schlüsselung zugeordnet werden. Ein Ansatz der fixen Kosten zu -als rema­

nente Kosten, wie bei der Methode der Antragstellerin, erscheint daher überhöht. 

Ein Nachweis der tatsächlichen remanenten Kosten ist bei der Berechnungsme­

thode der Antragstellerin aus Sicht der Beschlusskammer nicht erbracht. Die Be­

schlusskammer hält daher an ihrer eigenen Berechnungsmethode fest. 

-
Insgesamt ergeben sich nach Berechnung der Beschlusskammer im Jahr 2018 eine 

Kostensenkung im Vergleich zu den in der EOG enthaltenen Ansätzen in Höhe von 

2.6 Ausgleich des Regulierungskontosaldos 

Der ermittelte Saldo wird annuitätisch über drei Jahre durch Zu- und Abschläge auf 

die Erlösobergrenze verteilt. 
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Der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 wird durch die Einzelbeträge 

hinsichtlich 

a) 	der Abweichung zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV, 

b) 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der kalenderjährlichen Erlös­

obergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV, sowie 

c) 	 den veränderten Kosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des 

§ 5 Abs. 1 S. 3 und 4 ARegV 

bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß § 5 Abs. 2 ARegV verzinst. 

Der Anlage 2 sind die unverzinsten Differenzen zu entnehmen. Die Verzinsung er­

folgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jährlich durchschnittlich gebun­

denen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jah­

resendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn 

abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländi­

scher Emittenten (1,34 %). 

Die sich danach für die Jahre 2020 bis 2022 ergebenden Zu- bzw. Abschläge auf 

die Erlösobergrenze sind Anlage 1 zu entnehmen. 

3. 	 Entfall der vorläufigen Anordnung 

Die Beschlusskammer hat am 13.06.2019 (Az. BK8-19/01788-01) eine vorläufige 

Anordnung zur Auflösung des Regulierungskontosaldos des Jahres 2018 getroffen. 

Die vorläufige Anordnung tritt mit der Wirksamkeit dieser abschließenden Entschei­

dung außer Kraft. 

4. 	 Rückwirkende Festlegung 

Die rückwirkende Festlegung der Auflösung des Regulierungskontosaldos nach 

dem 01.01.2020 ist zulässig. 
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Der sachliche Grund für das Absehen von einer Festlegung bereits im Jahr 2019 

liegt u.a. darin begründet, dass in zahlreichen Fällen für die Prüfung des Regulie­

rungskontos vorgreifliche Verfahren der zweiten Regulierungsperiode (Erweite­

rungsfaktoren, Netzübergänge etc.) noch nicht abgeschlossen waren. Zur Wahrung 

einer einheitlichen Prüfungspraxis hat die Beschlusskammer daher von einer früh­

zeitigen Genehmigung der Regulierungskonten abgesehen. 

Die rückwirkende Festlegung in Bezug auf die Erlösobergrenzen 2020 und 2021 

verstößt insbesondere nicht gegen § 21a Abs. 5 S. 4 EnWG. Das Regulierungs­

konto wird gern. § 5 Abs. 1 S. 1 und 5 ARegV ohnehin primär durch den Netzbetrei­

ber geführt. Durch den stets vor dem 30.06. eines Kalenderjahres der Regulierungs­

periode veröffentlichten Erhebungsbogen zum Regulierungskonto war der Netzbe­

treiber stets rechtzeitig zur Preisbildung (01 .01 . des Folgejahres) in der Lage, die 

preisbildenden Bestandteile aus der Auflösung des Regulierungskontos für sich zu 

bestimmen und konnte diese somit seiner Entgeltbildung zu Grunde legen. 

Durch die Veröffentlichung der Hinweise zur Anpassung der Erlösobergrenze waren 

dem Netzbetreiber dabei auch die wesentlichen Rechtspositionen der Beschluss­

kammer im Hinblick auf die Berücksichtigung bzw. Nichtberücksichtigung bestimm­

ter Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 2 

ARegV bekannt. 

Die Systematik der ARegV sieht einen festlegungsfreien Zeitraum nicht vor. Die 

Festlegung der Auflösungsbeträge aus dem Regulierungskonto für die Jahre 2020 

bis 2022 hätte danach grundsätzlich im Jahr 2019 erfolgen sollen. Gleichwohl ist 

eine rückwirkende Festlegung zulässig. Nach Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie 

2009/73/EG sind die Regulierungsbehörden befugt, vorläufig geltende Übertra­

gungs- und Verteilungstarife festzulegen oder zu genehmigen und über geeignete 

Ausgleichsmaßnahmen zu entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verzö­

gert. Wenn aber vorläufige Regelungen im Zusammenhang mit der Festlegung der 

Erlösobergrenze für ein Kalenderjahr zulässig sind, muss auch eine rückwirkende 

endgültige Festlegung von Erlösobergrenzen zulässig sein (vgl. OLG Düsseldorf, 

Beschluss vom 14. September 2016, Vl-3 Kart 175/14 [V], Rn. 118 ff„ juris). 
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Angesichts der dargestellten Umstände erachtet die Beschlusskammer die rückwir­

kende Festlegung als vom Ermessen gedeckt. 

Vorliegend überwiegt das Interesse der Allgemeinheit an der (rückwirkenden) Fest­

legung zur Auflösung der Regulierungskontosalden. Die gegen die rückwirkende 

Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauensschutzes hat die Beschlusskam­

mer demgegenüber im konkreten Fall als nachrangig 'bewertet. 

Dem Netzbetreiber war zudem vorab bekannt, dass eine Festlegung der Beschluss­

kammer zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos erfolgen wird und insoweit 

eine nachträgliche Korrektur der selbständig angepassten Erlösobergrenzen der 

Jahre 2020 und 2021 erfolgen ka.nn. Bereits mit den Hinweisen für die Festlegung 

der Erlösobergrenzen für das Jahr 2020 hat die Beschlusskammer darauf hingewie­

sen, dass, sofern noch keine Bescheidun~J des gestellten Antrags erfolgt ist, der 

Antragswert bzw. der Wert gemäß der vorläufigen Anordnung für die Anpassung 

anzusetzen ist. 

Zudem hat die Beschlusskammer in der vorläufigen Anordnung im Jahr 2019 noch­

mals klargestellt, dass mögliche Abweichungen der endgültigen von der vorläufigen 

Entscheidung sachgerecht über die Methodik des Regulierungskontos ausgegli­

chen werden können. Dies betrifft die künftigen Genehmigungsverfahren zu den 

Regulierungskonten der Jahre 2020 und 2021. 

Die Entscheidung ist auch verhältnismäßig. Die Entscheidung dient dem Zweck, 

entsprechend den Vorgaben des EnWG, der ARegV und der StromNEV für die 

Jahre 2020 bis 2022 Auflösungsbeträge aus dem Regulierungskontosaldo festzule­

gen. Die rückwirkende Festlegung ist hierzu geeignet, insbesondere werden 

dadurch folgerichtige Saldierungen in den Jahren 2020 bis 2022 ermöglicht. Die 

rückwirkende Festlegung ist auch erforderlich, da ein gleich geeignetes, milderes 

Mittel nicht zur Verfügung steht. Die Entscheidung ist schließlich auch angemessen. 

Das Interesse des Netzbetreibers, für den Zeitraum der Rückwirkung keinen weite­

ren Vorgaben gemäß dieses Beschlusses zu unterliegen, muss aus Sicht der Be­

schlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren, preis­

günstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit 
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Elektrizität zurückstehen. Die zahlreichen nachträglichen Korrekturen einzelner Un­

ternehmen im Verwaltungsverfahren zeigen zudem, dass es vielfach auch im Inte­

resse der Netzbetreiber selbst ist, nachträglich noch eine Entscheidung zu treffen. 

111. Gebühren 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG. 

IV. Anlagenverweis 

Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandtei l dieses Beschlusses. 

Anlage 1 Auflösungsplan und Auszug 

Anlage 2 Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA 

Anlage 3a Vergleich der Erlösobergrenzenbestandteile 

Anlage 3b Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten 

Anlage 3c Netzveränderungen 

Anlage 4 Messstellenbetrieb 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Be­

schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Haus­

anschrift: Tulpenfeld 4, 5311 3 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Be­

schwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: 

Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 

Beschwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten 

und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird , und die Angabe der Tatsa­

chen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Be­

schwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt 

unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Vorsitzender Beisitzerin Beisitzer 

Bourwieg Dr. Heimann Wetzl 
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Auszug des Regulierungskontos für 2018 
- Herleitung des Saldo und Auflösungsplan­

2018BeschreibungRechtsgrundlage 
[EUR] 

nach § 4 ARegV zulässige Enöse 

erzielbare Enöse 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV Enösobergrenze (EOGJ gemäß § 4 ARegV 

Verzichtsbetrag in der Verprobung 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

§ 5 Abs . 1 Satz 2 ARegV 
Erforderliche Inanspruchnahme vongelagerter Netzebenen 
gemäß§ 1t.Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 
Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV, 
§ 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV 
Kostenveränderung Messung / Messstellenbetrieb 
inkl. Maßnahmen gern.§ 21b EnWG in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Nachrüstung von Wechselrichtern.nach§ 10 Abs. 1 SysStabV 
und anderen Anlagen nach § 22 Abs. 1 SysStabV 

in EOG enthaltene Ansäue 

Differenz 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 
Kapitalkosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen 
nach § 23 ARegV 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansälle 

Differenz 

&atsächlii;h entstandane Kosten 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 und 2 EEG in EOG enthaltene Ansatze 

Differenz 

Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und tatsäohlich entstandene Kosten 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Baukostenzuschüssen nach§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und 4 i.V.m. In EOG enlhallene Ans!\tze 
S. 2 StromNEV Differenz 

Sonstiges 

Summe aus Einzeldifferenzen 

Verzinsung und Auflösung des Regulierungskontos 

2020 2021 2022Bezeichnung 
[EUR] [EUR] [EUR] 

Jahresanfangsbestand ( = Vorjahressaldo) 

Endbestand (= Saldo aus Einzeldifferenzen) 

Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand 

Anzuwendender Zinssatz gemäß § 5 Abs. 2 ARegV 1,34% 1,34% 1,34% 

Verzinsung 

Saldo Regulierungskonto_(= Jahresendbestand+ Verzinsung) 

Annuitätische Berücksichtigung in der Erlösobergrenze 599.939 599.939 599.939 

Auswirkung auf die Enösobergrenze Minderenös (EOG-erhöhend) 

Anlage 1 - Auflösungsplan und Auszug NEW Netz GmbH 

Az: BKB-19101788-01 



Vergleich der Netzbetreiberangaben unclder von_der Bundesnetzagentur ermittelten Werte-gern.§ 5 Abs. 1 ARegV des Jahres 2018 

Rechtsgrundlage 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV 

Beschreibung 

Erlösobergrenze (EOG) gemäß§ 4 ARegV 

Erforderliche lnanspruchnah me vorgelagerter 
Netzebenen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV 

Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV, § 
35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G 

Kostenveränderung Messung I Messstellenbetrieb 
inkl. Maßnahmen gern.§ 21b EnWG 

Nachrüstung von \Nechselrichtern nach § 10 Abs. 1 
SysStabV und anderen Anlagen nach § 22 Abs. 1 
SysStabV 

Kapitalkosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen 
nach § 23 ARegV 

Entschädigungen nach§ 15 Abs. 1 und 2 EEG 

Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und 
Baukostenzuschüssen nach § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und 4 
i.V.m. S. 2 StromNEV 

nach § 4 ARegV zulässige Erlöse 
erzielbare Erlöse 
Verzichtsbetrag in d~r Verprobu.ng 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 
in EOG enthaltene Ansätze 
Differenz 

Angaben des 
Netzbetreibers 

[EUR] 

Bundesnetz­
agentur 
[EUR] 

Abweichungen 
zu angesetzten 

Werten 
[EUR] 

Sonsti es 

Summe aus Einzeldifferenzen 

Anlage 2 - Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA NEW Netz GmbH Az: BK8-19/01788-01 
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Vergleich Erlösobergrenzenbestandteile 

2018 2018 

121 .052.281 

Netzbetreiber BNetzA Abweichung 

Erlösobergrenze 

Formelbestandteile 

KAdnb 

KAvnb 

KAb 

Anpassung VPl1 / VPl0 - PF1 

Anpassung der Erlösobergrenze gern. EWF-Beschluss 

0-Element 

Volatile Kosten 

Saldo Regulierungskonto 

Härtefall 

Sonstiges 

MEA 

Netzveränderungen gemäß§ 26 Abs. II - V ARegV 

Sonstiges 

Anlage 3a Vergleich der Erlösobergrenz:en NEW Netz GmbH Az:: BKS-19/01788-01 
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Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinflußbare Kosten 

Netzbetreiber BN91zA 
Ab\Wlchung 

Katenderjahf \/PI Kalend.-ijahr VPl 

1~•mSt•U">chen Bvnd.,.m! ve•Ol!entfichte< 
Verbr.:zuoheiprei~'8$8:n6ndex des V'OfleW:M 

-alcndcrjahl'es ver dem Jahr, fl:ir d89 die Erl osobergreitize 
2016 107,4!> Z01 0 107,40 0.00% 

Jti$8AReoV'I 

O.uemaftnicht beeinflussbare l<osten nactl f 1 t Ab$. 2 ARe.gV 

2 - 1 

2 · 2 

2-3 

2- 5 

2 - 6 

2-7 

2-8 

2 -!b 

2-9 

2 -12 

2 · 13 

2· 1-' 

2· 16 

Ges.tttliehe Al)ti;hmc- und Ver~1Ungspflichten 

Betrieb&S'teuern 

Pl anwe-rt: 
ErfOfderiivhe Inanspruchnahme vorge'.agerter Ne:zebenen 

Planwert: 
NachrDWng von Wech$01richtt!ln n;t;;h § 10 Abs. 1 
S StabV 

Auf.Oisung ces Abzugsbetrags r.w.:h § 23 Ab's 2b ARcr;;V 

Mehrt<os4En tur die Erfleh!Uttg. ~n Betrieb und <f<: 
nderung \'On Erdkabeln 

Pl anwert: 
Ve1miedct'le Nettentg.eltJ? rm Sinne von § 18 StromNEV. § 
35Ab$. 2:dC$EEG und 4Abs. 3 dcs:KVVK~ 

Zal'lh.mjr,:n an Stad:e. oder Gemeinden nach Ma~abe von 
§ 5 Abs. -4 StromNEV 

Betrieblche und t.aritvertragl.Ch~ verelnt>:ninoen zu 
lohnZU9;stz· und Ver$orgvn9$1~ung.en (Ab$dillss~ 
31.122003} 

6el\lf~tbl'.dung und Weiterbild:.1ng im Untemehmen und 
von 6etril'!b$k.indcrtag~tten fOc Kindot de-;r im 
Nettber~ beschäftigten ~eb&allO:lholigen 

Enti:;i:;heidungen <l>et g1f?tl'Zübcraohref.eode 
KoS;."en~ilvngcn nach Art. 12 derVO{EtJ) 3,712!> \3 

Fqrochvng und EnMl;ck!ung.na:h Maßgabe des § 25a 
/\Reg V 

AvftOsung vcn BKZ I Netzan9Chlusskostenbeltrtgen in 
VertlincllnQ IM der StromNEV 

demfn ;!l.,zic(lcn Ausg'lcich nr...h § 17d Ab&aez 4 des 
E.oc1sj<:'>\'•·b11::fn1fbö~11:&Ctzes . Umse1%\ln~ desOffG.ho1e­
Neb:~ntv.·ic:ktun .• l:wis; 
K~atütsreMNe nach § 13e ~. 3 EnWG~ Stillegung 
von Braunkohlekrsff'llerken n&:h § 13g. EnWG SO\'lie 
N01Z$1.atilibmanla en nach 13k EnWG 

Enl$chädigungcn nach§ t 5Ab$. t und 2EEG 

Kompense..;o.~ahlungen im R.:ihmen <!"e$ 
Satz 2 N1, 1 lwsgle:lchsmochani:imv& naich Artikel 3 det Verordnun~ 

EG Nr 1228-12003 

Satz 2 Nr. 2 =~~;G~~f~~::mMIMCh AIV<el 6 dtf 

Ko&t<:n für <fo Boscha'fung dCf' Energie:zur Elbringung 
Satz 2 Nr. 3 von Au$gleichs1Ei&1ungen, ehsch!ießlich der Koö:en fOr de 

Jas1Seiti e Seschaffun 

Satz2 
Son$-!:ge 

Kol'.lten ode1 Erl~c ~u$ M;ii nf,lhmen eine& 6c111:it;e1$ \IOn 
Strom:ettoo1gungsne12en, die einer wirksamen 
VetfahIM$1'e erun unterle en 

O~trenz zwl&Chen genetimlgten V&ltuMM&r~-ekosten u f'td 
don ansatzfähigon Kcsten 

!summe 



NEW Ne\::'. GmbH Az: BK8· 19I01788·0 1 

l <!iufend 
eNr. .„
,_


NotzUbo 

derung 
IAtgangl 
ZU$j.<1nq) 

""""""' Name des Ob«_gehenden 
N~~IS 

G1evenb1olch 
KOßthenblo1Cfl 

Zu$ammensetrung der ECG der NetzObergange nac:ih § 26 ARe'f// des Jahres 201 B 

dauerhaft \lonJber 
nicht gehend .nk:t\1 

t~inßu$$- ~n!lu$lf< 

banJ bate 
Kosteoantel~e K01'1~anceile 

(EURI (ElJRI 

E1hQl'wng <f.ef 
vorobe:t· 

ge-hend nicht 
1>,oeil\llV$~ 

bar~ 
Kosten81'1teile 

nich< 
abgebaute 
bc~n!lus:s· 

baire 
K,osten;,ntelte 

(EUR! 

Erh6hting dC( 

nicht 
abgebautef"! 

bccinf!vs~-
batM 

K~tenootelle 

EOG· 
erh1*1ung 

durch 
Erwcit~gs.-

faXtor (ink1. 

VPi 
abzgl. Pf.J 

(EURI 

Ouatrtacs-­
elefl'la'lt 
(EU~) 

Volattle 
Kos.ten 
! EUR) 

s.io. 
Regulierun95­

k0nto 
jEURJ 

Hartefa!J 
(ELIR) 

Sonstiges 
(EURI 

Daten der Verlti'!dene<gi e 

Zu 
Obert/3gi'lnde 

anerkarr.to 
Kostenfllr die 
S..Ch""-"9 
von VefWs~-

energle 
(EUR) 

Den 
ane=kannten 
KMten .tu 
Gt~ri~ 

Gegender 
Ptei!t 

(ct/ kN h) 

Referenz­
pl'~i$ det 

Volati" cn 
l<v..ten 

(E / M\Vh) 

Zu 
Clbcrtr age00$ 

den 
anerkannt'° 
Kosten zu 
Grunde 
liegenttc 
Menge 
lkWhJ 

Vol obl~ 

Kos~en 
(EOR J 

0 ;)b.ttn <k!$ 
N<ttzübcr 
g3ng.s 

Summe: 
01.0 t .201 4 
01.01.2014 
01.01.2018 



Ennlttluns der Ko1t1nveriinderuna Im Bereich Messung und Messstellenbetrieb des Jahres .2018 

E:rmilRlng der Oifllrenz 99ma& t 5 Abt. 1 ARegV 

nein Erto ,_,.za .n~fAft...Udet KoOM da Mest-t-htlknbeerie.bs flnsc:l'llld8cl'l wes 
llf­

FflM~t.!.m.t--~ .........~MM~Md~ ibd:riebs 
.,..c:l'tlifJß;d'l~~)(lSN» 1& SAA..VI 

0- erbPllOtll doll aAIHIDO!'I E"'C!Mn„ k~Wllln Mwntdlen)el!WA (Cll!IKhleßli::h MeHung) im 
K.'-ai:ler111~ 1.rtef&!(;nkt.lt""Ou~ Otl ~"°"Al'fKtll.IHl'UIZlolft, de11.11~ t•Mtelcrbetrcibcmwioc:hWit 
odl>'"\IO!Tlgn.ndt1.1tllnlllC..r'llAet~bef tvmodorr4Mo66Cll'lrith:.11"Q0'1-.nO..,l91>11$'"K6$~(a.\,S5 
f'(.'r1rMe u'ld.t-'S>"tlbfll'Mwt1dtn. 

'"01!1 Cllo."""1 t!IW AlIIen:w.or.orAllUltoor f!MlOMIH 

d~ ovehA,..,.Nl\O dOI' 29111 cltl' AntthlUMt'llbtt llll "'°""'*"'~.... ~„tllflrl \~IA'*lthl, btt1dmet1 det 
Net:tbe1.- Motsl.l'IQ OC1w Mftl•lorilolr•cl..nl'lllM 

cl~ cll.l'thAndorullQdtf lthi cltl' ~hli.llMnlAiOf „IJIQt.hl, tioi 0ienondcw 2»0cf C'-'Ch oine moclctf'O 
IAc.9R'l'lrd1U.r9*""Siit'llt- l 2 1'41 : & Mtt.41\l'n~ ••, "bo l ,„ 4M1ob0 •S;pd'le'llef>cf rnME) odcXC'n 
n:.t:9orc:.1.491M)'\14mll'l'\61nnittttf2N1 ? M1ob0el'Mtt'IWJl'Cle. 

-·· ~UR) 31.12..2017 
[St•<kl 

31.12.2011 
11tucl<J 

11 .12.2017 31.12.2019 
ts••„I tstucl<J 
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